
 

 

Vor dem EU-Lateinamerika Gipfel  

Wissenschafter:innen mahnen: EU-Mercosur-Abkommen 
ökologisch und sozial nicht nachhaltig 
[Wien, 14. Juli 2023] Vom EU-Lateinamerika-Gipfel, der am 17.und 18. Juli in Brüssel 
stattfindet, erhofft sich die EU-Kommission frischen Wind für die Verhandlungen um das EU-
Mercosur-Abkommen, das die EU unbedingt noch dieses Jahr abschließen will. Im Vorfeld 
des Gipfels, an dem hochkarätige Politiker:innen wie die EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen oder der brasilianische Staatschef Lula da Silva teilnehmen werden, 
kritisieren renommierte Wissenschafter:innen in einer Presseaussendung von „Diskurs. Das 
Wissenschaftsnetz“ das Abkommen. Auf Basis neuer Forschungsergebnisse argumentieren 
sie, dass der bestehende Entwurf Umwelt- und Sozialstandards unterlaufen und die Ziele der 
EU zu einem nachhaltigen Wirtschaftsumbau konterkarieren würde. Der österreichischen 
Bundesregierung empfehlen sie, an ihrem „Nein“ zum Abkommen festzuhalten. 

 

Seit 1999 wird das Handelsabkommen zwischen der EU und den Mercosur-Ländern 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay verhandelt. Die EU-Kommission will es so 
schnell wie möglich finalisieren, obwohl mehrere EU-Mitgliedsstaaten dem Abkommen 
skeptisch bis ablehnend gegenüberstehen. In Österreich hat das Parlament die Regierung 
zu einem Nein verpflichtet. Doch auch in den Partnerländern Lateinamerikas ist das 
Abkommen umstritten, außerdem gibt es großen zivilgesellschaftlichen Widerstand. Vom 
EU-Lateinamerika-Gipfel erhofft sich die EU-Kommission, dennoch den Grundstein für eine 
Einigung zu legen.  

Mercosur steht für Mercado Común del Sur; Gemeinsamer Markt des Südens. Mit dem 
Abkommen sollen in den kommenden Jahren vor allem die Zölle gesenkt werden. 
Industrieprodukte aus Europa – insbesondere Autos, Maschinen und Chemieprodukte wie 
etwa Pestizide – und landwirtschaftliche Güter und Bergbauprodukte aus Lateinamerika 
werden ohne Zölle billiger. Weiters sollen europäische Dienstleistungskonzerne sich besser 
an öffentlichen Ausschreibungen in den Mercosur-Ländern beteiligen können, was lokale 
und kleinere Anbieter benachteiligen dürfte.  

Doch genügt der derzeitige Entwurf des Abkommens in keiner Weise den Anforderungen an 
eine zeitgemäße Handelspolitik. Es ist noch vollständig vom Geist der marktradikalen 
Handelspolitik des letzten Jahrhunderts durchdrungen, der wirtschaftliche Expansion auf 
dem Weltmarkt über ökologische Risiken und menschenrechtliche Bedenken stellt. Das zeigt 
auch eine 2021 in der Fachzeitschrift Sustainability veröffentlichte Studie, in der mehrere 
Freihandelsabkommen untersucht werden.  

Univ.-Prof. Dr. Helmut Haberl vom Institut für Soziale Ökologie der Universität für 
Bodenkultur hat angesichts der verschärften geostrategischen Spannungen, etwa infolge des 
russischen Überfalls auf die Ukraine sowie der immer stärkeren Abhängigkeit von 



Autokratien wie China durchaus Verständnis für Versuche Europas, seine 
Handelsbeziehungen mit anderen Regionen wie etwa Lateinamerika zu intensivieren. Doch 
dabei müssten ökologische und soziale Standards eingehalten werden: „In seiner derzeitigen 
Form mangelt es dem Mercosur-Abkommen samt der geplanten Zusatzvereinbarung – 
soweit diese bekannt ist – an Transparenz und echter Beteiligung der lokalen Bevölkerung. 
Auch die Regelungen zur Überprüfung der Einhaltung von ökologischen Standards und der 
Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen sind ungenügend“, sagt Haberl. „Ein zentrales 
Problem beim Handel mit Agrarprodukten aus Lateinamerika besteht darin, eine weitere 
Entwaldung hintanzuhalten, und zwar nicht nur im Amazonas, sondern auch in anderen 
Regionen, etwa im Gran Chaco, wo eine massive Ausweitung von Agrarproduktion für den 
Export zu beobachten ist“, gibt Haberl zu bedenken.i  

Mit dem Handelsabkommen wird durch umweltschädlich und sozial ausbeuterisch erzeugte 
Agrarimporte das Umschwenken auf eine nachhaltige Lebensmittelversorgung in Europa – 
Ziel des European Green Deals und der Farm-to-Fork Strategie der EU-Kommission – 
erschwert und torpediert. „Über die Verlagerung umweltschädlicher Produktionen in Länder 
des globalen Südens, wie dies das EU-Mercosur-Abkommen vorantreibt, kann der 
ökologische Fußabdruck nicht gesenkt werden – zumindest, wenn man die in der 
Wissenschaft inzwischen übliche Miteinberechnung der Importe berücksichtigt“, sagt Univ.-
Prof. Dr. Marianne Penker vom Institut für Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung der Universität 
für Bodenkultur.  

Eine Studie der Universität São Paulo belegt, dass 30 % der 2017 in Brasilien zugelassenen 
Pestizidwirkstoffe in der EU verboten oder nicht zugelassen sind.ii Dorthin exportiert werden 
können sie jedoch von europäischen Produzenten weiterhin. Während der österreichische 
Nationalrat 2019 ein Verbot von Glyphosat beschlossen hat, stieg in Ländern wie Argentinien 
oder Brasilien der Einsatz gentechnisch veränderter Glyphosat-toleranter Nutzpflanzen. 
Brasilien liegt gemessen an der konsumierten Menge an Agrargiften weltweit auf Platz eins. 
In Argentinien ist mit sechs Kilogramm Glyphosat pro Einwohner*in die Exposition von 
Glyphosat am höchsten, gefolgt von Brasilien mit drei Kilogramm. Während wir gesunde 
Lebensmittel hochhalten, leiden die Betroffenen in den Anbauregionen des Mercosur unter 
Gesundheitsschäden und Wasserverseuchung. 

Das EU-Mercosur-Abkommen würde in seiner derzeitigen Form eindeutig zu Lasten der 
Natur und indigener Gemeinschaften in Südamerika gehen. Wie eine im Jahr 2022 in Nature 
Communications veröffentlichte Studie unter Beteiligung des Ökologen Franz Essl zeigte, ist 
schon heute die intensive und großflächige Landwirtschaft in Südamerika ganz massiv am 
dortigen Artenverlust beteiligt.iii Der Biodiversitätsforscher von der Universität Wien und 
österreichischer Wissenschaftler des Jahres 2022 sagt: „Der Haupttreiber dieser Entwicklung 
ist die Erzeugung von landwirtschaftlichen Produkten auf dafür gerodeten Waldflächen für 
den Export, etwa Soja, in dem die EU nur einen geringen Selbstversorgungsgrad hat. Das 
EU-Mercosur Abkommen würde diese Situation noch weiter verschlechtern“, so Essl. 

Bereits 2019 kritisierten über 600 europäische Wissenschafter*innen in einem in der 
Zeitschrift Science veröffentlichten Aufruf, dass die EU 2017 mehr als drei Milliarden Dollar 
für Eisenerzimporte ausgab. Die 2011 importierten Fleischlieferungen entsprachen der 
Entwaldung von mehr als 10.000 km2, also in etwa der Fläche von Kärnten. Neben den 
verheerenden Umweltauswirkungen geht mit der Entwaldung und dem Ausbau von 
landwirtschaftlichen Anbauflächen und Bergbauprojekten die menschenrechtswidrige 
Verdrängung indigener Bevölkerungsgruppen einher. Das würde mit dem EU-Mercosur-
Abkommen weiter verschlimmert werden.iv 

Das EU-Mercosur-Abkommen ist als Assoziierungsabkommen aufgesetzt, in dem Kapitel 
über Nachhaltigkeitsfragen enthalten sind. Nun wird eine Zusatzvereinbarung verhandelt, 



über die der Schutz des Klimas, der Umwelt und von Menschenrechten sichergestellt werden 
soll. Die EU will damit der Kritik begegnen, dass durch das Abkommen der Amazonas-
Regenwald weiter abgeholzt sowie Arbeits- und Sozialstandards unterwandert würden. 
Jedoch wurde schon 2021 in einem Rechtsgutachten aufgezeigt: Die gravierenden Mängel 
des EU-Mercosur-Abkommens bei Klima-, Umweltschutz und Menschenrechten können 
durch zusätzliche Vereinbarungen nicht ausgemerzt werden.v Stattdessen bedarf es in dem 
Abkommen verbindlicher Verpflichtungen und eines Streitschlichtungsverfahrens, das bei 
Verstößen Sanktionen ausspricht, sonst werden die wirtschaftlich starken Akteure sich 
einseitig mit ihren Interessen durchsetzen. Weiterhin müssen alle Kapitel des Abkommens 
einer strikten Nachhaltigkeitsprüfung unterzogen werden.  

„Die politischen Regeln für den internationalen Handel müssen neu aufgesetzt werden und 
dabei auf hohen Standards für Umwelt und Soziales beruhen. Aktuell ist das Problem: Das 
EU-Mercosur-Abkommen soll über Zollabbau und andere Instrumente mehr Handelsströme 
und Marktzugang ermöglichen, doch damit gewinnen vor allem die mächtigen transnational 
agierenden Unternehmen in Industrie, Landwirtschaft, Bergbau und Dienstleistungssektor. 
EU-Mercosur setzt auf das Recht der Stärkeren – ohnehin schon benachteiligte Gruppen 
werden darunter leiden“, so Ulrich Brand, Leiter des Instituts für Politikwissenschaft der 
Universität Wien und Aufsichtsratsvorsitzender der Österreichischen Forschungsstiftung für 
Internationale Entwicklung (ÖFSE). 

Häufig wird das Argument ins Feld geführt, dass die EU mit einem Abkommen verhindern 
würde, dass China in Lateinamerika noch einflussreicher würde. „Das Argument ist nicht 
stichhaltig, weil China ja so oder so Handel mit den Ländern des Mercosur betreibt“, so 
Professor Brand, der auch den Forschungsverbund Lateinamerika an der Universität Wien 
leitet. „Im Gegenteil: Die EU hätte die Chance, mit einem fairen und ökologischen 
Abkommen voranzugehen und so andere Handelspartner wie China oder die USA unter 
Druck zu setzen. Für die Wirtschaften in Lateinamerika und Europa wäre das eine Win-win-
Situation gegen die immer weitere ökologische Zerstörung und gegen soziale Probleme, für 
den Aufbau solidarischer und zukunftsfähiger Wirtschaftsbeziehungen. Und die EU könnte 
ihr ambitioniertes Ziel unterstützen, eine ökologische Kreislaufwirtschaft aufzubauen, wenn 
sie keine Handelspolitik aus dem vergangenen Jahrhundert, sondern solidarische und 
zukunftsweisende Handelspolitik betreibt. Das ist auch wichtig, weil Länder wie Österreich zu 
einer starken Reduktion des Ressourcenverbrauchs kommen müssen.“ 

Insofern lassen sich aus wissenschaftlicher Sicht evidenzbasierte Einwände gegen dieses 
Handelsabkommen vorbringen. „Die österreichische Regierung sollte daher von der 
Ablehnung des Abkommens, zu der sie sich vor unserem demokratisch gewählten Parlament 
verpflichtet hat, nicht abweichen“, empfiehlt Professor Brand abschließend. 
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Univ.-Prof. Dr. Ulrich Brand ist Professor für Internationale Politik am Institut für 
Politikwissenschaft der Universität Wien. Dort forscht und lehrt er unter anderem zu 
ressourcen-, energie- und klimapolitischen Fragen. Ebenfalls leitet er den 
Forschungsverbund Lateinamerika. ulrich.brand@univie.ac.at 

Assoz. Prof. Mag. Dr. Franz Essl ist Ökologe am Department für Botanik und 
Biodiversitätsforschung. Dort Forscht er zur Frage, welche Folgen der Klimawandel, 
sogenannte biologische Invasionen und die immer weitreichendere landwirtschaftliche 
Flächennutzung auf die Zukunft der Arten und unserer Gesellschaft haben. 
franz.essl@univie.ac.at 

Univ.-Prof. Dr. Helmut Haberl ist Universitätsprofessor am Institut für Soziale Ökologie an 
der Universität für Bodenkultur in Wien. In seinen laufenden Projekten setzt er seinen 
Forschungsfokus auf Nachhaltigkeitsprobleme des Verbrauchs natürlicher Ressourcen, 
Akkumulation von gesellschaftlichen Materialbeständen, sowie 
Landnutzungsveränderungen, Klimawandel und Bioenergie. helmut.haberl@boku.ac.at 
 
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Marianne Penker ist Professorin für Landsoziologie und Ländliche 
Entwicklung am BOKU Institut für Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung. Als 
Nachhaltigkeitswissenschaftlerin engagiert sie sich für inter- und transdisziplinäre Forschung 
zur Unterstützung transformativer Lösungen in ländlichen Räumen Europas und darüber 
hinaus. marianne.penker@boku.ac.at 
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Eine Initiative von Diskurs. Das Wissenschaftsnetz 

         
   

 

Diskurs. Das Wissenschaftsnetz ist eine Initiative zum Transfer von wissenschaftlicher 
Evidenz engagierter Wissenschafter*innen in die Öffentlichkeit. Wir setzen uns dafür ein, dass 
wissenschaftliche Erkenntnisse entsprechend ihrer Bedeutung im öffentlichen Diskurs und in 
politischen Entscheidungen zum Tragen kommen. Mehr Informationen finden Sie auf unserer 
Website https://diskurs-wissenschaftsnetz.at/  

Sie möchten über unsere zukünftigen Mediengespräche und Pressemitteilungen informiert 
werden? Dann melden Sie sich doch bei unserem Presseverteiler an: https://www.diskurs-
wissen-schaftsnetz.at/presseverteiler/ 
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